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§ 1 Einleitung 

A. Ziel und Gang der Untersuchung 

Beim Renvoiproblem geht es erstens um die Frage, ob eine Verweisung 
auf eine ausländische Rechtsordnung das materielle Recht dieser Rechts-
ordnung erfasst oder deren Kollisionsrecht. Bezieht sie sich auf das aus-
ländische Kollisionsrecht, stellt sich die Folgefrage, ob nur Rückverwei-
sungen auf das Ausgangsrecht oder auch Weiterverweisungen auf eine 
dritte Rechtsordnung beachtet werden und ob auch etwaige weitere Ver-
weisungen befolgt werden. Beide Probleme werden als Renvoiproblem 
bezeichnet. 

Das Renvoiproblem ist eines der meistdiskutierten Probleme des Inter-
nationalen Privatrechts1, wenn nicht sogar das meistdiskutierte. Es wurde 
und wird von den einzelnen Rechtsordnungen sowie von Rechtsprechung 
und Lehre auf unterschiedlichste Art und Weise gelöst. 

Auch in Deutschland ist die Diskussion um die Frage, bei welchen 
Kollisionsnormen sich eine Verweisung auf fremdes Recht auf dessen 
Kollisionsrecht und in welchen sie sich auf dessen materielles Recht be-
zieht, noch nicht zur Ruhe gekommen. Dies liegt daran, dass der Gesetz-
geber im Jahre 1986 eine Vorschrift in das EGBGB eingeführt hat, nach 
der bei der Verweisung auf das Recht eines anderen Staates auch dessen 
Internationales Privatrecht anzuwenden ist, „sofern dies nicht dem Sinn 
der Verweisung widerspricht". Die Bedeutung dieser Sinnklausel ist nach 
wie vor heftig umstritten2. 

Hauptziel der Arbeit ist es, die Sinnklausel für die Rechtsanwendung 
fruchtbar zu machen. Dem Rechtsanwender sollen Kriterien an die Hand 
gegeben werden, mittels derer die Entscheidung getroffen werden kann, ob 
eine Kollisionsnorm auf fremdes Internationales Privatrecht oder auf 
fremdes Sachrecht verweist. Dies ist schwierig3, denn die Gerechtigkeits-

1 Vgl. Maury, Ree. des Cours 57 (1936-III), S. 325, 519: „le problème du renvoi, un 
des plus discutés de tout le droit international privé". 

2 Vgl. die Bemerkung von von Hoffmann, IPRax 1996, 1, 7: „Die Vorschrift ist ein 
Geschenk für all jene, die spitzfindige Auseinandersetzungen suchen, jedoch eine Last 
für die Rechtspraxis; denn es dürfte ihrem Anliegen nicht entsprechen, wenn ein we-
sentlicher Teil der prozessualen Auseinandersetzung dieser Rechtsfrage gilt." 

3 Vgl. auch die Bemerkung von von Hein, ZVglRWiss 99 (2000), S. 351, die Ausle-
gung der Sinnklausel gelte allgemein als schwierig. 
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erwägungen, die für eine Verweisung auf fremdes Kollisionsrecht spre-
chen, und diejenigen, die für eine Verweisung auf fremdes materielles 
Recht sprechen, liegen nicht auf der Hand, sondern erschließen sich erst 
bei einer intensiven Beschäftigung mit dem System des Internationalen 
Privatrechts. Eine Entscheidung zwischen diesen beiden Arten der Ver-
weisung gelingt nur dann, wenn die einzelnen Kriterien für die Unter-
scheidung zwischen Verweisungen auf fremdes Internationales Privatrecht 
und Verweisungen auf fremdes materielles Recht streng auseinander ge-
halten werden. Die einzelnen für und gegen die unterschiedlichen Verwei-
sungsarten sprechenden Kriterien bzw. Interessen sind Elemente eines 
beweglichen Systems. Dieses kann abschließend nur in einer Gesamtschau 
beurteilt werden, sodass die Einzelergebnisse aus der Analyse der ver-
schiedenen Abgrenzungskriterien unter dem Vorbehalt einer abschließen-
den Interessenabwägung stehen. 

Da eine Interessenabwägung erforderlich ist, um feststellen zu können, 
ob die deutschen Kollisionsnormen auf fremdes materielles Recht oder auf 
fremdes Kollisionsrecht verweisen, kann es aber nicht Ziel der Arbeit sein, 
diese Entscheidung für jede Kollisionsnorm zu treffen. Dies würde den 
Rahmen der Arbeit bei weitem sprengen. Ziel kann es daher nur sein, an-
hand von ausgewählten Kollisionsnormen zu zeigen, wie die Interessen-
abwägung zur Entscheidung zwischen den beiden Verweisungsarten vor-
zunehmen ist4. 

Im Wege einer Bewertung der geltenden Renvoiregelung ist auch zu 
untersuchen, ob die Funktion des Renvoi de lege ferenda durch andere 
Instrumente ersetzt werden kann5. 

Ergibt die Interessenabwägung, dass eine Kollisionsnorm nicht auf das 
materielle Recht einer fremden Rechtsordnung verweist, sondern auf deren 
Kollisionsrecht6, so ergeben sich Folgeprobleme, weil geklärt werden 
muss, ob auch weitere Verweisungen zu beachten sind. Diese Fragen hat 
der Gesetzgeber bei der Einführung der geltenden Renvoiregelung im Jah-
re 1986 nicht abschließend entschieden, sondern bewusst der Klärung 
durch Rechtsprechung und Lehre überlassen7. Der Beurteilung dieser Fra-
gen ist daher ein weiterer Teil der Arbeit gewidmet8. 

4 Vgl. hierzu unten §§ 13-15. 
5 Vgl. hierzu unten §§ 16-17. 
6 Vgl. zur Kritik an der Verwendung des Wortes „auch" im Wortlaut des Art. 4 

Abs. 1 S. 1 EGBGB unten § 2 Fn. 1. 
7 Vgl. BegrRegE, BT-Drucks. 10/504, S. 38. 
8 Vgl. hierzu unten §§ 18-20. 
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Sonderprobleme der Verweisung, wie zum Beispiel die versteckte 
Rückverweisung9, aus deren Behandlung sich für die allgemeinen Lehren 
zur Lösung des Renvoiproblems keine neuen Erkenntnisse ableiten lassen, 
müssen außer Betracht bleiben, da es nicht Sinn und Zweck der Arbeit 
sein kann, alle Probleme, die sich im Zusammenhang mit der Verweisung 
auf ausländisches Recht stellen, zu behandeln. 

Das Renvoiproblem stellt sich nicht nur im autonomen Kollisionsrecht, 
sondern auch dann, wenn das Internationale Privatrecht durch Staatsver-
träge oder innerhalb der Europäischen Gemeinschaft durch sekundäres 
Gemeinschaftsrecht vereinheitlicht wird. Die Kollisionsrechte der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft stehen vor weit reichenden 
Veränderungen. Denn durch den Vertrag von Amsterdam wurde die Ge-
setzgebungskompetenz für das gesamte Internationale Privat- und Prozess-
recht auf die Europäische Gemeinschaft übertragen10. Macht die Europä-

9 Während bei einer ausdrücklichen Rück- oder Weiterverweisung eine ausländische 
Kollisionsnorm ausdrücklich auf die lex fori rückverweist oder auf das Recht eines 
dritten Staates weiterverweist, enthält das verwiesene Recht bei einer versteckten Rück-
oder Weiterverweisung für bestimmte Anknüpfungsgegenstände, wie zum Beispiel im 
Internationalen Familien- oder Erbrecht, keine ausdrücklichen Kollisionsnormen, weil 
die Gerichte dieses Staates nur das eigene Recht anwenden, wenn die internationale 
Zuständigkeit in diesem Staat begründet ist. Aus dieser Praxis wird der Gedanke ent-
nommen, dass die Gerichte, die international zuständig sind, einen bestimmten Fall zu 
entscheiden, ihr eigenes Recht anwenden sollen (vgl. z. B. Junker, IPR, Rn. 208). Da-
raus wird die Kollisionsnorm gebildet, das verwiesene Recht verweise auf das Recht des 
Staates, dessen Gerichte international zuständig sind, den Fall zu entscheiden. Da sich 
diese Kollisionsnorm in einer Zuständigkeitsnorm „versteckt", spricht man von einer 
versteckten Kollisionsnorm. Verweist eine solche versteckte Kollisionsnorm auf ein 
anderes Recht zurück oder weiter, handelt es sich um eine versteckte Rück- oder Wei-
terverweisung (vgl. Rauscher, IPR, S. 80). Im Einzelnen ist hier vieles streitig, so zum 
Beispiel die Frage, ob auch die versteckte Weiterverweisung zu beachten ist (bejahend 
Chr. von Bar, IPR I, Rn. 624; von Hoffmann, IPR, § 6 Rn. 85; Palandt/Heldrich, Art. 4 
EGBGB Rn. 2; Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 VI; verneinend Rauscher, IPR, 
S. 82). Weiterhin ist umstritten, ob die inländischen Gerichte ausschließlich zuständig 
sein müssen (so z. B. Adam, IPRax 1989, 98, 101; Beitzke, NJW 1960, 248, 249; 
MünchKomm-SonneH&erge/-, Art. 4 EGBGB Rn. 51) oder ob eine konkurrierende Zu-
ständigkeit der deutschen Gerichte ausreicht (so z. B. KG, 31.7.1959, NJW 1960, 248, 
249; Dörßer, Versorgungsausgleich, S. 132; Hanisch, NJW 1966, 2085, 2090; Junker, 
IPR, Rn. 208; Kropholler, IPR, § 25 III; Lüderitz, IPR, Rn. 166; Rauscher, IPR, S. 80; 
Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 VI; Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 78). 
Ebenso ist umstritten, ob mit der Anerkennung der deutschen Entscheidung in dem be-
treffenden Staat gerechnet werden muss (bejahend Kropholler, IPR, § 25 II 3; vernei-
nend Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 VI; Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB 
Rn. 79). Vgl. zum so genannten versteckten Renvoi auch Sonnenberger in FS für Sturm, 
S. 1683 ff. 

10 Vgl. hierzu unten § 6 C I 1. 
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ische Gemeinschaft von ihrer Gesetzgebungskompetenz Gebrauch, muss 
sie auch die Renvoifrage klären. Gegenstand der Arbeit sind daher auch 
Überlegungen, wie das Renvoiproblem in staatsvertraglichem Kollisions-
recht sowie in einem künftigen vereinheitlichten europäischen Kollisions-
recht gelöst werden sollte". 

B. Grundlagen und Terminologie 

I. Sachnorm- und Kollisionsnormverweisung 

Kollisionsnormen verweisen entweder auf das materielle Recht, das 
heißt die Sachvorschriften (Sachnormen) einer Rechtsordnung, oder auf 
deren Kollisionsrecht. Verweisen sie auf Sachvorschriften (Sachrecht), 
spricht man von einer Sachnormverweisungn. Dann wird das Sachrecht 
des Staates angewandt, auf dessen Recht verwiesen wird. 

Verweisen die Kollisionsnormen nicht unmittelbar auf das Sachrecht 
eines Staates, sondern in erster Linie auf dessen Internationales Privat-
recht, spricht die herrschende Meinung von einer Gesamtverweisung13, 

" Vgl. hierzu unten § 17 B, § 20 B II. 
12 Der Begriff „Sachnormverweisung" wird in der Literatur zum Teil deshalb kriti-

siert, weil auch bei Sachnormverweisungen unter Umständen internes Kollisionsrecht zu 
prüfen sein kann: So kann bei Staaten mit mehreren Teilrechtsordnungen interlokales 
oder interpersonales Kollisionsrecht zum Zuge kommen. Die neueren Haager Abkom-
men verweisen daher nicht auf materielle Normen, sondern auf innerstaatliches Recht 
(loi interne). Vgl. zu dieser Kritik Kropholler, IPR, § 24 I 2; Reichart, Renvoi, S. 1 
Fn. 2; vgl. auch Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 II, sowie Keller/Siehr, IPR, 
S. 463 f. Der Gesetzgeber wählte den Begriff „Sachvorschriften" in Art. 3 Abs. 1 S. 2 
EGBGB bewusst, weil der Begriff des „innerstaatlichen Rechts" als Bezeichnung für die 
Sachnormen nicht deutlich genug sei und er im Übrigen wegen des Gebrauchs in Art. 3 
Abs. 2 EGBGB nicht noch in einem zweiten, beschränkten Sinn verwandt werden könne 
(vgl. Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 10/504, S. 20, 35). Andrae, 
Internationales Familienrecht, Rn. 22, verwendet den Begriff „Sachnormenverweisung". 
Ebenso H. Stoll in FS für Keller, S. 511, 521, der ansonsten den Begriff „Sachnormver-
weisung" verwendet (vgl. z. B. ders., IPRax 1984, 1, 2). Michaels, RabelsZ 61 (1997), 
S. 685, 696, verwendet neben dem Begriff „Sachnormverweisung" auch den Begriff 
„Sachrechtsverweisung". 

13 Den Begriff „Gesamtverweisung" verwenden z. B. RG 15.2.1912, RGZ 78, 234, 
237; RG, 2.6.1932, RGZ 136, 361, 365; BGH, 13.4.1984, BGHZ 90, 294, 297; OLG 
Karlsruhe, 7.12.1978, IPRspr. 1978 Nr. 29, S. 43, 46; OLG Frankfurt am Main, 
24.6.1999, NJW 2000, 1202, 1203; Audit, Ree. des Cours 186 (1984-III), S. 219, 328; 
Baetge, JuS 1996, 600, 603; Chr. von Bar, IPR I, Rn. 619; Erman/Hohloch, Art. 4 
EGBGB Rn. 1; Fuchs/Hau/Thorn, Fälle, S. 6; Hay, IPR, S. 118; von Hein, ZVglRWiss 
99 (2000), S. 251; Heß, Intertemporales Privatrecht, S. 351; von Hoffmann, IPR, § 6 
Rn. 77; ders., IPRax 1996, 1, 7; Hohloch/Jaeger, JuS 2000, 1133, 1136; Junker, IPR, 
Rn. 192; Kartzke, IPRax 1988, 8, 13; Kropholler, IPR, § 24 I 2; Kühne, IPR-Gesetz-
Entwurf, S. 41; Lichtenberger, DNotZ 1986, 644, 648; St. Lorenz, DNotZ 1993, 148, 
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Gesamtnormverweisung14 oder Gesamtrechtsverweisung15, weil das ge-
samte Recht der anderen Rechtsordnung berufen sei, also „auch" deren 
Internationales Privatrecht16. Genau genommen wird dabei allerdings nicht 
auf das gesamte Recht verwiesen, sondern zunächst nur auf das Kollisi-
onsrecht dieses Staates17. Ob auch auf das materielle Recht verwiesen 
wird, hängt nämlich vom Inhalt der ausländischen Kollisionsnorm ab. Er-
klärt diese ihr eigenes Recht für anwendbar, wird dieses angewandt. Hält 
sie ein anderes Recht für maßgebend, gelangt nur das Kollisionsrecht des 
zweiten Staates zur Anwendung. Der Ausdruck „Gesamtverweisung" so-
wie die Begriffe „Gesamtnormverweisung" und „Gesamtrechtsverwei-
sung" sind daher sprachlich nicht korrekt18. Sachgerechter sind die Be-
zeichnungen Kollisionsnormverweisung19, Kollisionsrechtsverweisung10 

und IPR-Verweisung2\ die auch dieser Arbeit zugrunde gelegt werden. 

149 ff.; Lüderitz, IPR, Rn. 159; Müsch, RabelsZ 61 (1997), S. 285, 307; de Meo, ZfRV 
1987, 12, 22; Neuhaus, Grundbegriffe, S. 268; Nußbaum, Deutsches internationales 
Privatrecht, S. 54; Pagenstecher, NJW 1952, 801; ders., Entscheidungseinklang, S. 5 ff.; 
Palandt/Heldrich, Art. 4 EGBGB Rn. 1; Rauscher, NJW 1988, 2151; ders., IPR, S. 72; 
Schotten, IPR, Rn. 16; Spickhoff, Ordre public, S. 93; Staudinger/Hausmann, Art. 4 
EGBGB Rn. 6; Thoms, Einzelstatut, S. 77. Auch die Begründung des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Internationalen Privatrechts vom 20.10.1983, 
BT-Drucks. 10/504, S. 37 ff., verwendet den Begriff „Gesamtverweisung". Vgl. aus der 
schweizerischen Literatur Schnitzer, SchwJZ 1973, 213. 

14 Vgl. OLG Saarbrücken, 22.10.1957, NJW 1958, 752, 753; OLG Saarbrücken, 
5.3.1963, IPRspr. 1962/63, Nr. 38, S. 95, 97 ff.; Bloching, Pluralität und Partikularin-
solvenz, S. 154, 160; Wandt, Internationale Produkthaftung, Rn. 1238. Der Begriff „Ge-
samtnormverweisung" wird vorwiegend auch im österreichischen und schweizerischen 
Schrifttum verwendet. Vgl. z. B. Bernasconi, Qualifikationsprozess, S. 239 ff.; Schnit-
zer/Ch&telain, ZfRV 1984, 276, 279 f. Andrae, Internationales Familienrecht, Rn. 22 ff., 
verwendet neben dem Begriff „Gesamtnormverweisung" (Rn. 25) auch den Begriff „Ge-
samtnormenverweisung". 

15 Mühl, Die Lehre vom „besseren" und „günsigeren" Recht, S. 104; K. Schmidt, 
Sinnklausel, S. 2, verwendet neben den Begriffen „Gesamtverweisung" und „Kollisi-
onsnormverweisung" auch den Begriff „GesamtrechtsVerweisung". Ebenso de Meo, 
ZfRV 1987, 12, 23. 

16 So ausdrücklich Baetge, JuS 1996, 600, 603. Vgl. auch Schotten, IPR, Rn. 16. 
17 Vgl. Michaels, RabelsZ 61 (1997), S. 685, 695 Fn. 41. 
18 So auch Soergel/Kegel, Art. 4 EGBGB Rn. 2, 17, Schurig in Kegel/Schurig, IPR, 

§ 10 II, Kunz, IPR, Rn. 211, und Michaels, RabelsZ 61 (1997), S. 685, 695 Fn. 41, zum 
Begriff „Gesamtverweisung". Reichart, Renvoi, S. 2 Fn. 3, verwendet den Begriff „Ge-
samtverweisung", obwohl er erkennt, dass der Begriff nicht ganz genau ist. 

19 Soergel/Kegel, Art. 4 EGBGB Rn. 2; K. Müller, Gesamtverweisung, S. 191. Den 
Begriff „Kollisionsnormverweisung" verwenden auch Mankowski, VersR 1993, 154, 
157; Michaels, RabelsZ 61 (1997), S. 685, 687; J. Schröder, IPRax 1987, 90, 91. Raa-
pe/Sturm, IPR, § 11 1 2 , sowie MünchKomm-Sonnenberger, Art. 4 EGBGB Rn. 15, 
verwenden sowohl den Begriff der Kollisionsnormverweisung als auch den der Gesamt-
verweisung. Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 275 ff., verwendet 
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II. Rück- und Weiterverweisung 

Spricht der Gerichtsstaat (Forum) eine Kollisionsnormverweisung aus, 
kann das Recht des zweiten Staates die Verweisung auf sein Recht an-
nehmen. Dies ist der Fall, wenn es die gleiche Anknüpfung wählt wie das 
Internationale Privatrecht des Gerichtsstaates. Ebenso ist es, wenn es zwar 
eine andere Anknüpfung wählt, diese aber ebenfalls das eigene Recht für 
anwendbar erklärt. Dann ist das Sachrecht dieses Staates zur Anwendung 
berufen. 

Das Recht des zweiten Staates kann aber auch ein anderes Recht für 
anwendbar erklären. Es kann auf das Recht des Gerichtsstaates zurück-
verweisen oder auf das Recht eines dritten Staates weiterverweisen. Im 
ersten Fall liegt eine Rückverweisung22, im zweiten eine Weiterverwei-
sung23 vor. Die Rückverweisung wird häufig in Anlehnung an die franzö-
sische Terminologie renvoi au premier degré24 oder Rückverweisung im 
engeren Sinne25 genannt, die Weiterverweisung wird auch als renvoi au 
second degré26 bezeichnet. Rück- und Weiterverweisungen zusammen 
werden als Renvoi27 bezeichnet28. 

die Begriffe Gesamtverweisung, Gesamtnormverweisung und Kollisionsnormverwei-
sung. 

20 Diesen Begriff verwenden Fricke, IPRax 1990, 361, 363, sowie Michaels, RabelsZ 
61 (1997), S. 685, 691, der aber auch von IPR-Verweisung oder Kollisionsnormverwei-
sung spricht. 

21 Keller/Siehr, IPR, S. 464; Kunz, IPR, Rn. 211; Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 
II. Chr. von Bar, IPR I, Rn. 619, verwendet sowohl den Begriff der IPR-Verweisung als 
auch den der Gesamtverweisung. Ebenso auch Ebenroth/Eyles, IPRax 1989, 1, 2; Fluß-
meier, Ungerechtfertigte Bereicherung, S. 323 ff.; Siehr in FS für Piotet, S. 531, 545; 
Spickhoff, Ordre public, S. 93. 

22 Vgl. Melchior, Grundlagen, S. 194. BGH, 21.11.1958, BGHZ 28, 375, 380, sowie 
BGH, 10.5.2000, NJW 2000, 2421, 2422, und OLG Frankfurt am Main, 24.6.1999, NJW 
2000, 1202, verwenden neben dem Begriff „Rückverweisung" auch den Begriff „Zu-
rückverweisung". 

23 Vgl. zu dieser Terminologie auch Ebenroth/Eyles, IPRax 1989, 1, 2; von Hoff-
mann, IPR, § 6 Rn. 73; Kropholler, IPR, § 24 I 1; Melchior, Grundlagen, S. 194; Neu-
haus, Grundbegriffe, S. 268; Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 I; Staudin-
ger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 2. Der Begriff der Weiterverweisung stammt von 
Kahn. Vgl. Kahn, JherJb 30 (1891), S. 1, 24. Vgl. auch Weber, Qualifikation, S. 21. 

24 Junker, IPR, Rn. 190; Kropholler, IPR, § 24 I 1; Neuhaus, Grundbegriffe, S. 268; 
Rauscher, IPR, S. 73; Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 2. 

25 Kropholler, IPR, § 24 I 1; Neuhaus, Grundbegriffe, S. 268; Thoms, Einzelstatut, 
S. 77. 

26 Junker, IPR, Rn. 190; Kropholler, IPR, § 24 I 1; Neuhaus, Grundbegriffe, S. 268; 
Rauscher, IPR, S. 74; Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 2, 19. Balogh, Ree. des 
Cours 57 (1936-III), S. 571, 627, spricht von „renvoi de Prolongation". 

27 Um Missverständnissen vorzubeugen, sei noch einmal darauf hingewiesen, dass 
das Renvoiproblem - wie bereits ausgeführt wurde (vgl. oben § 1 A) - sowohl das Pro-
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Ein Teil der Lehre fasst auch die Weiterverweisung unter den Begriff 
der Rückverweisung29. Dies ist allerdings verwirrend. Vorzugswürdig ist 
es daher, den Begriff der Rückverweisung nur bei Verweisungen auf das 
Recht des Gerichtsstaates oder - im Falle der mehrfachen Weiterverwei-
sung - auf ein anderes zuvor in der Verweisungskette berufenes Recht zu 
verwenden und den Begriff der Weiterverweisung nur bei Verweisungen 
auf das Recht eines dritten Staates. Auch die Begriffe „Renvoi im engeren 
Sinne", der nur die Rückverweisung erfassen soll, und „Renvoi im weite-
ren Sinne", der die Rück- und die Weiterverweisung erfassen soll30, sind 
missverständlich. Sie werden daher in dieser Arbeit nicht verwendet. 

Spricht das Recht des zweiten Staates eine Rückverweisung auf das 
Recht des Gerichtsstaates (lex fori) aus und wendet man aufgrund dieser 
Verweisung die lex fori an, dann wird die Rückverweisung beachtet (ak-
zeptiert, befolgt)n. Bleibt diese Verweisung unbeachtet, so wird der Ren-
voi (die Beachtung des Renvoi) abgelehnt. 

Verweist das Recht des zweiten Staates auf die Sachnormen der lex fori 
zurück, handelt es sich um eine Sachnormrückverweisung. Wird auf die 
Kollisionsnormen zurückverwiesen, handelt es sich um eine Kollisions-
normrückverweisung. Die Kollisionsnormrückverweisung führt zu einem 
„Ballwechsel" zwischen den an der Verweisung beteiligten Rechtsordnun-
gen32. Auf die Frage, wo die Kollisionsnormrückverweisung abgebrochen 

blem erfasst, ob das Recht der lex fori eine Sachnorm- oder eine Kollisionsnormverwei-
sung ausspricht, als auch das Problem, wie eine Kollisionsnormverweisung zu behan-
deln ist. 

28 Heß, Intertemporales Privatrecht, S. 351 Fn. 219; Junker, IPR, Rn. 191; Melchior, 
Grundlagen, S. 194; Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 I; MünchKomm-
Sonnenberger, Art. 4 EGBGB Rn. 4; Reichart, Renvoi, S. 2. Manche Autoren nennen 
nur die Rückverweisung Renvoi, nicht die Weiterverweisung; so z. B. Keller/Girsberger 
in Heini/Keller/Siehr/Vischer/Volken, Art. 15 vor Rn. 99 sowie Rn. 99. Vgl. auch von 
Bar, IPR I, Rn. 619. 

29 Junker, IPR, Rn. 203, spricht im Fall der Rückverweisung auf deutsches Recht im 
Dreieck von einer Weiterverweisung. (Gemeint ist der Fall, dass das deutsche Recht auf 
ein zweites Recht verweist, das zweite Recht auf das Recht eines dritten Staates weiter-
verweist und das Recht dieses dritten Staates auf deutsches Recht rückverweist.) 

30 Vgl. Thoms, Einzelstatut, S. 76 f.; Reichart, Renvoi, S. 2 Fn. 6. 
31 So auch die Terminologie bei Reichart, Renvoi, S. 2. 
32 Den Begriff „Ballwechsel" verwendet z. B. Junker, IPR, Rn. 200. Audit, Ree. des 

Cours 186 (1984-III), S. 219, 330, spricht von einer „partie de tennis international", 
Buzzati, II rinvio, S. 77, von „lawn tennis" - treffender wäre „law tennis" - , andere von 
einem „circulus inextricabilis" (Lewald, Das Deutsche Internationale Privatrecht, S. 17; 
Niederer, Einführung, S. 260) bzw. einem „inextricable circle" (Chesire/North, Private 
International Law, S. 63), oder von „juristisches Ebbe- und Flutspiel" (Niederer, Ein-
führung, S. 260). Vgl. zu weiteren Bezeichnungen K. Müller, Gesamtverweisung, 
S. 191, 196 f. 
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werden soll, um ein Hin und Her zwischen diesen Rechten zu vermeiden, 
gibt es mehrere Lösungsmöglichkeiten: 

Die erste Möglichkeit besteht darin, die Rückverweisung auf die lex fo-
ri nicht zu beachten und das materielle Recht des Staates anzuwenden, auf 
dessen Kollisionsrecht verwiesen wird. 

Eine zweite Möglichkeit besteht darin, die Verweisungskette beim 
Recht des Gerichtsstaates abzubrechen und die Sachvorschriften der lex 
fori anzuwenden. 

Denkbar ist es aber auch, die Kollisionsnormrückverweisung zu beach-
ten, sie aber nicht beim Recht des Gerichtsstaates abzubrechen, sondern 
die Rückverweisung durch die lex fori wiederum zu beachten. Sofern das 
ausländische Recht selbst die Rückverweisung abbricht, wird dessen Sach-
recht angewandt. In diesen Fällen spricht man von einem double renvoi 
doppeltem Renvoi34 oder doppelter Rückverweisung35. 

Eine weitere Möglichkeit ist die so genannte foreign court-Theorie. 
Nach dieser Theorie hat der Richter genauso zu entscheiden, wie der 
Richter des Staates, dessen Recht durch die Kollisionsnorm des Gerichts-
staates berufen wird, den Rechtsstreit entscheiden würde36. Diese Theorie 
geht noch einen Schritt weiter als die Lehre vom double renvoi. Denn der 
im konkreten Fall zur Entscheidung berufene Richter hat das materielle 
Recht des Staates anzuwenden, das der Richter des Staates anwenden 
würde, auf dessen Recht die Kollisionsnormen der lex fori verweisen37. 
Bei dieser Theorie verhält sich der Richter auch bezüglich des Renvoi so, 
wie sich der Richter des Staates, auf dessen Recht die Kollisionsnormen 
der lex fori verweisen, verhielte38. 

33 Junker, IPR, Rn. 200; Schur ig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 III 1. 
34 Junker, IPR, Rn. 200. 
35 Schurig in Kegel/Schurig, IPR, § 10 III 1. Auch die Begründung des Regierungs-

entwurfs, BT-Drucks. 10/504, S. 39, verwendet den Begriff „doppelte Rückverwei-
sung". 

36 So auch der Vorschlag des Deutschen Rates für IPR von 1974. Vgl. zu diesem un-
ten § 4 C II 2 a. Die Vorschläge des Deutschen Rates sind abgedruckt bei Beitzke, Vor-
schläge und Gutachten zur Reform des deutschen internationalen Personen-, Familien-
und Erbrechts, S. 1 ff., die vorgeschlagene Renvoiregelung auf S. 15. Vgl. zur foreign 
court-Theorie auch Melchior, Grundlagen, S. 192 ff., 220; Reichart, Renvoi, S. 19 f. 

37 Vgl. Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 11. 
38 Vgl. Staudinger/Hausmann, Art. 4 EGBGB Rn. 11. 



Erster Teil: 
Problem- und Materialerfassung 

Erster Abschnitt: 
Deutsches Recht 

§ 2 Sachnorm- oder Kollisionsnormverweisung 

Die grundlegende gesetzliche Regelung über Sachnorm- und Kollisi-
onsnormverweisungen im deutschen Recht enthält Art. 4 Abs. 1 S. 1 
EGBGB: Bei Verweisungen auf das Recht eines anderen Staates ist auch 
dessen Internationales Privatrecht anzuwenden, sofern dies nicht dem Sinn 
der Verweisung widerspricht1. 

Art. 4 Abs. 1 S. 1 EGBGB wird systematisch ergänzt durch Art. 3 
Abs. 1 S. 2 EGBGB2: Verweisungen auf Sachvorschriften beziehen sich 
auf die Rechtsnormen der maßgebenden Rechtsordnung unter Ausschluss 
derjenigen des Internationalen Privatrechts. In diesen Fällen liegen aus-
drückliche Sachnormverweisungen vor. Art. 3 Abs. 1 S. 2 EGBGB regelt 
jedoch nicht selbst, wann Sachnormverweisungen vorliegen3, sondern gibt 
nur eine Definition des Begriffs der Verweisung auf Sachvorschriften4. 

' Die Verwendung des Wortes „auch" im Gesetzeswortlaut des Art. 4 Abs. 1 S. 1 
EGBGB ist nicht korrekt, da zunächst nur auf das Internationale Privatrecht des anderen 
Staates verwiesen wird. Vgl. hierzu bereits oben § 1 B I sowie Michaels, RabelsZ 61 
(1997), S. 685, 695 Fn. 41. 

2 Ein Teil der Lehre hält die Vorschrift des Art. 3 Abs. 1 S. 2 EGBGB für falsch 
platziert, sie hätte besser in Art. 4 EGBGB aufgenommen werden sollen. So z. B. Dick-
son, Int. Comp. L. Q. 34 (1985), S. 231, 239; Ferid, IPR, Rn. 3-99; H. Stoll, IPRax 
1984, 1, 2; vgl. auch MünchKomm-Sonnenberger, Art. 3 EGBGB Rn. 9. MPI (Ham-
burg), RabelsZ 47 (1983), S. 595, 607 f. A. A. Benicke, Typenmehrheit, S. 147. 

3 Ferid, IPR, Rn. 3-99; Kartzke, IPRax 1988, 8; Chr. Schröder, Günstigkeitsprinzip, 
S. 143; MünchKomm-Sonnenberger, Art. 3 EGBGB Rn. 9; Staudinger/Hausmann, 
Art. 3 EGBGB Rn. 10. 

4 Kartzke, IPRax 1988, 8; Chr. Schröder, Günstigkeitsprinzip, S. 143; vgl. auch die 
Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucks. 10/504, S. 20, 35, sowie den Bericht 
des Rechtsausschusses, BT-Drucks. 10/5632, S. 39. 
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Aus Art. 4 Abs. 1 S. 1 EGBGB und Art. 3 Abs. 1 S. 2 EGBGB ergibt 
sich somit, dass eine Sachnormverweisung vorliegt, wenn eine Kollisions-
norm auf die Sachvorschriften der anwendbaren Rechtsordnung verweist 
oder wenn die Kollisionsnormverweisung dem Sinn der Verweisung wi-
derspräche (sog. Sinnklausel). Eine Sachnormverweisung liegt außerdem 
dann vor, wenn eine Kollisionsnorm des deutschen Internationalen Privat-
rechts ausdrücklich nur auf deutsches Recht verweist5. In allen anderen 
Fällen handelt es sich um Kollisionsnormverweisungen. 

A. Ausdrückliche Sachnormverweisungen im EGBGB 

Ausdrückliche Verweisungen auf Sachvorschriften enthalten die Be-
stimmungen der Artt. 12 S. 1 (Verkehrsschutz)6, 18 Abs. 1 und Abs. 3 
(Unterhalt)7, Art. 35 Abs. 1 (Schuldvertragsrecht)8 und Art. 4 Abs. 2 

5 Nur auf deutsches Recht wird verwiesen in den Artt. 9 S. 2, 10 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 
Nr. 2, 13 Abs. 2, Abs. 3 S. 1, 17 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 S. 2, 18 Abs. 2, Abs. 5, 23 S. 2, 24 
Abs. 1 S. 2, 25 Abs. 2 EGBGB. Art. 16 EGBGB führt ausdrücklich bestimmte Vor-
schriften des BGB an. 

6 Art. 12 S. 1 EGBGB geht auf Art. 11 des Römischen EWG-Übereinkommens über 
das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 19.6.1980 (abge-
druckt bei Jayme/Hausmann, IPR, Nr. 70) zurück. Art. 12 S. 1 regelt im Interesse des 
Verkehrsschutzes eine Ausnahme zu Art. 7 Abs. 1 EGBGB (Palandt/Heldrich, Art. 12 
EGBGB Rn. 1). Gemäß Art. 7 Abs. 1 S. 1 EGBGB werden die Rechts- und Geschäftsfä-
higkeit einer Person an die Staatsangehörigkeit der Person angeknüpft. Schließt eine 
Person mit einer anderen Person einen Vertrag ab und befinden sich beide in demselben 
Staat, kann sich eine natürliche Person, die nach den Sachvorschriften des Rechts dieses 
Staates rechts-, geschäfts- und handlungsunfähig wäre, gemäß Art. 12 S. 1 EGBGB nur 
dann auf die Rechts-, Geschäfts- oder Handlungsunfähigkeit nach den Sachvorschriften 
eines anderen Staates berufen, wenn der Vertragspartner bei Vertragsabschluss diese 
Rechts-, Geschäfts- oder Handlungsunfähigkeit kannte oder kennen musste. Art. 12 S. 1 
EGBGB spricht durch die Verweisung auf die Sachvorschriften eine Sachnormverwei-
sung aus (so auch Palandt/Heldrich, Art. 3 EGBGB Rn. 5; Fischer, Verkehrsschutz, 
S. 106; von Hoffmann, IPR, § 6 Rn. 112; Kropholler, IPR, § 24 II 1 c; Staudin-
ger/Hausmann, Art. 12 EGBGB Rn. 78). Demgegenüber wollen Soergel/Kegel (Art. 4 
EGBGB Rn. 29, Art. 12 EGBGB Rn. 26) Rück- oder Weiterverweisungen des Ortsrechts 
auf das Personalstatut berücksichtigen, wenn das Ortsrecht den eigenen Verkehr gegen 
Mängel der Rechts- oder Geschäftsfähigkeit des Personalstatuts nicht schützen will. 
Gegen diese Ansicht spricht bereits der Wortlaut des Art. 12 EGBGB. Denn die Vor-
schrift verweist ausdrücklich auf „Sachvorschriften". Verweisungen auf Sachvorschrif-
ten beziehen sich aber gemäß Art. 3 Abs. 1 S. 2 EGBGB nur auf das Sachrecht, nicht 
auf das Internationale Privatrecht dieser Rechtsordnung. Außerdem geht die Vorschrift 
auf Art. 11 des Römischen EWG-Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldver-
hältnisse anzuwendende Recht vom 19.6.1980 zurück. Dieses spricht aber in Art. 15 
einen ausdrücklichen Ausschluss von Rück- und Weiterverweisungen aus. Die von Soer-
gel/Kegel vertretene Ansicht überzeugt daher nicht. 

7 Art. 18 EGBGB beruht auf dem Haager Übereinkommen über das auf Unterhalts-
pflichten anzuwendende Recht vom 2.10.1973 (BGBl. 1986 II, S. 837; abgedruckt bei 


